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1 Anlass, Grundlagen, Ziele 

Der im Jahr 1980 in der Westerwaldstraße in Mademühlen errichtete Lebensmittelmarkt 
(PENNY) entspricht nicht mehr den aktuellen Anforderungen an eine nachhaltige Bauweise 
und Energieversorgung. Auch die sonstige technische Ausstattung des Lebensmittelmarktes 
und die Warenpräsentation entsprechen nicht heutigen modernen Anforderungen. 
Nach rd. 40 Jahren Nutzungsdauer soll der Markt modernisiert und in Bezug auf die Anordnung 
der Verkaufsflächen sowie die Art der Warenpräsentation neu aufgestellt werden. So wie alle 
Marktgebäude der REWE-Gruppe, soll die derzeitige Energieversorgung auf ein energieeffizi-
entes und ressourcenschonendes, nachhaltiges Gebäudekonzept umgestellt werden. Zur Neu-
gestaltung gehört auch eine barrierefreie Gestaltung von Gebäude und Außenanlagen um auch 
die Erreichbarkeit für Menschen mit Beeinträchtigungen zu verbessern.  
 
Diese Anforderungen sind im Bestand nicht umsetzbar, so dass der Markt an einen neuen 
Standort verlagert werden soll. Der neue Standort befindet sich in enger räumlicher Nähe zum 
bestehenden Markt gegenüber den Grundstücken des Unternehmens Würz Fertigungstechnik 
und des Schützenvereins Mademühlen. 
 
Städtebauliches Ziel der Gemeinde ist es, den Nahversorgungsstandort im Ortsteil Mademüh-
len zu erhalten, der auch unter touristischen Gesichtspunkten große Bedeutung hat. Der vor-
gesehene Standort fügt sich in das Ortsbild ein, das Plangebiet bildet einen Lückenschluss 
zwischen der unbeplanten Ortslage und dem Plangebiet „Am Schützenhaus“ mit Gewerbege-
biet, Mischgebiet und Fläche für Sportanlagen. 
 

2 Lage und Abgrenzung des Plangebiets 

Abbildung 1: Lage und Abgrenzung des Plangebiets „Schneidersgarten“ 

 
Bildquelle: Geoportal Hessen 
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Das Plangebiet umfasst in der Gemarkung Mademühlen (Flur 36) die Flurstücke 63/4, 63/3, 
64/2, 81/25 (Straßenparzelle K 86, teilweise), 82/2 und 82/5 (Radweg, teilweise). Der Planbe-
reich schließt im Südwesten an die Ortslage Mademühlen an.  
 
Begrenzt wird das Plangebiet im Süden und Osten durch die Kreisstraße K 86, im Norden durch 
den Radweg R 8. Im Westen schließt sich landwirtschaftliche Nutzfläche an.  
 
Städtebauliche prägende Strukturen sind die gemischt genutzten Flächen im Bereich der Rot-
dornstraße (Pferdehaltung, Landwirtschaft, Wohnen, Landhandel) und die Flächen des Unter-
nehmens Würz Fertigungstechnik im Süden mit dem angrenzenden Schützenhaus. Östlich 
schließt sich die gemischt genutzte Ortslage mit dem aktuellen Einzelhandelsstandort an. 
 
In einem zweiten Teilgeltungsbereich wird eine Fläche für naturschutzrechtliche Ausgleichs-
maßnahmen in das Planungsverfahren integriert. Die Fläche umfasst in der Gemarkung Made-
mühlen (Flur 27) Teile des Flurstück 13. Die Fläche liegt ca. 900 m nordwestlich des Ortsrands 
von Mademühlen und umfass dem Wald vorgelagerte Grünlandflächen. 
 
Abbildung 1: Bebauungsplan „Schneidersgarten“, Lage der externen Ausgleichsfläche (Plan-

karte 2) 

 
Bildquelle: Geoportal Hessen 

 

3 Planungserfordernis, übergeordnete Planungen und Rah-
menbedingungen 

Die für die Einzelhandelsnutzung vorgesehenen Flächen sind dem planungsrechtlichen Außen-
bereich zugeordnet. Zur Schaffung der bauplanungsrechtlichen Genehmigungsvoraussetzun-
gen sind die Aufstellung eines Bebauungsplanes und die Änderung des Flächennutzungsplanes 
erforderlich. Bestimmende übergeordnete Planung ist der Regionalplan Mittelhessen. Die 
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örtlichen Verhältnisse und die weiteren städtebaulichen Entwicklungsabsichten der Gemeinde 
bestimmen zusammen mit fachplanerischen Belangen die Rahmenbedingungen für das Pla-
nungsverfahren. 
 

3.1 Städtebauliche Alternativenprüfung 

Der PENNY-Markt in Mademühlen dient neben der Versorgung der Bevölkerung auch der Ver-
sorgung der Urlauber und Wochenendbewohner im Wochenendgebiet und auf dem Camping-
platz an der ca. 2 km vom Ort abgesetzt liegenden Krombachtalsperre. Dadurch ist er, insbe-
sondere in den Sommermonaten, zum Teil sehr stark frequentiert. Die Versorgungsfunktion 
mit den spezifischen Anforderungen ist ein bestimmender Faktor für die Standortfestlegung. 

▪ gute Erreichbarkeit auch für Wohnmobile und Caravans, 
▪ Erreichbarkeit für Fußgänger und Radfahrer, 
▪ Vermeidung einer zusätzlichen Belastung der Ortsstraßen durch Kraftfahrzeugverkehr, 

insbesondere der genannten Wohnmobile und Caravans, 
▪ ausreichend große Grundstücksfläche für den Neubau des Marktes mit 800 qm Ver-

kaufsfläche nebst Anlieferung, Lager (u.a. Frischware, Leergut), Sozialräumen, 
▪ ausreichend Fläche für eine bedarfsgerechte Freiflächen- und Parkplatzgestaltung. 

 
Das Bestandsgrundstück ist für den notwendigen Neubau zu klein (ca. 3.500 qm) und kann 
nicht durch Arrondierungen vergrößert werden. Daraus ergibt sich die Notwendigkeit der Ver-
lagerung des Marktes. 
 
In der Alternativenprüfung wurde, auch vor dem Hintergrund der Anforderungen und Ziele der 
Dorfentwicklung (Laufzeit bis 2027) zunächst untersucht, ob innerörtlich geeignete Flächen 
(Anforderung: 5.000 qm Grundstücksfläche) in städtebaulich verträglicher Lage vorhanden 
sind. Es ist schnell erkennbar, dass eine solche Fläche im Siedlungsbestand nicht abgegrenzt 
werden kann und ein Lebensmittelmarkt nicht städtebaulich verträglich in die dörflichen Struk-
turen integriert werden könnte. 
 
Flächen an anderer Stelle am Rand der Ortslage weisen keine gleich gute oder bessere Nut-
zungseignung auf. Insbesondere das Vogelschutzgebiet „Hoher Westerwald“ stellt fast an allen 
Ortsrändern eine Einschränkung dar. Lediglich im Nordosten von Mademühlen sind Flächen 
nicht von dem Vogelschutzgebiet überlagert. Hier liegen Bereiche, die über den Flächennut-
zungsplan für eine weitere Wohnsiedlungsentwicklung vorgesehen sind. Sie sind auch nicht an 
eine leistungsfähige Straße angebunden (Andienung Lieferverkehr, Erreichbarkeit Wohnmo-
bile/ Caravans). 
 
Auch ein „Andocken“ südlich der Gewerbefläche (Unternehmen Würz) ist keine geeignete Al-
ternative. Aus Sicht der Projektplanung stehen zu erwartete Nutzungseinschränkungen im Be-
reich der das Gebiet berührenden 380 kV-Höchstspannungsfreileitung (Abstandsanforderun-
gen) entgegen. Die Alternativfläche wurde auch mit dem Regierungspräsidium Gießen erörtert. 
Dort wird in einem Abstimmungstermin am 13.07.2022 mitgeteilt, dass die Fläche aufgrund 
der vom Ort abgesetzten Lage aus raumordnerischer Sicht nicht zustimmungsfähig ist. 
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Abbildung 3: Alternativenprüfung 

 
 
Das Plangebiet umfasst Grundstücke im planungsrechtlichen Außenbereich. Die Lage und Ab-
grenzung stellt gleichwohl eine städtebauliche Arrondierung zwischen den Mischbauflächen im 
Bereich der Rotdornstraße und der gewerblichen Baufläche im Bereich Am Schützenhaus dar. 
 
Die ausgewählte Fläche bietet eine nach wie vor gute Erreichbarkeit sowohl für die Ortsbevöl-
kerung als auch für das Wochenendgebiet und den Campingplatz an der Krombachtalsperre. 
Der Standort ist mit privaten Kraftfahrzeugen zu erreichen aber auch zu Fuß und mit dem 
Fahrrad (Radweg R 8 am Grundstück) oder auch mit dem ÖPNV (Bushaltestelle, Fußweg ca. 
3 min). 
 
Fehlendes Baurecht begründet das Planungserfordernis für den notwendigen Neubau, feh-
lende Flächenalternativen begründen die Inanspruchnahme der Grundstücke südwestlich der 
Ortslage. 
 

3.2 Ziele der Raumordnung 

Bauleitpläne sind an die Ziele der Raumordnung anzupassen (§ 1 Abs. 4 BauGB). Die Raum-
ordnungsziele sind im Regionalplan Mittelhessen verankert. Der Regionalplan 2010 stellt im 
Planbereich Vorbehaltsgebiet für Natur und Landschaft und Vorbehaltsgebiet für Landwirt-
schaft dar.  
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Abbildung 4: Regionalplan Mittelhessen 2010 (unmaßstäblich vergrößert) mit Kennzeich-
nung der Lage des Plangebiets 

 
 
In seiner Stellungnahme vom 27.04.2018 begrüßt das Regierungspräsidium Gießen die Ab-
sicht, den Nahversorgungsstandort Mademühlen zu erhalten. Gleichzeitig wird auf die Darstel-
lungen und Ziele des Regionalplans verwiesen: Vorbehaltsgebiet für Natur und Landschaft, 
das Ziel Innenentwicklung vor Außenentwicklung. Die Darstellung des Vorbehaltsgebiets für 
Natur und Landschaft basiert auf der Abgrenzung des Vogelschutzgebiets „Hoher Westerwald“, 
auf die darin bestehenden Ge- und Verbote wird verwiesen.  
 
Ferner macht das Regierungspräsidium in seiner Stellungnahme im Rahmen der Behördenbe-
teiligung nach § 4 Abs. 1 BauGB geltend, dass die Planung nicht an die Ziele der Raumordnung 
angepasst sei, weil die Nachfolgenutzung des Bestandsstandorts PENNY nicht geklärt sei. Be-
standsfläche und Umsiedlungsfläche liegen in engem räumlichen Zusammenhang, weshalb 
eine Einzelhandelsnutzung am Bestandsstandort zu einer Agglomeration führen könne, die 
raumordnerisch unzulässig wäre (Ziel 5.4-9 des Regionalplans Mittelhessen). Die Bestandsflä-
che müsse planungsrechtlich so weit gesteuert werden, dass dort zukünftig keine Einzelhan-
delsnutzung mehr stattfinden dürfe. 
 
Zur Überprüfung der raumordnerischen Auswirkungen der Planung wurde eine Verträglich-
keitsuntersuchung zur Verlagerung des Lebensmittelmarktes durchgeführt1. In dieser Unter-
suchung wurden unter anderem die ökonomischen und städtebaulichen Auswirkungen des 
Planvorhabens untersucht sowie auch Nutzungsszenarien für eine potenzielle Nachfolgenut-
zung des Bestandsstandortes. Im Einzelhandelsbereich wären danach eventuell ein Getränke-
markt oder ein kleines Angebot im Bau-/ Gartenmarktsektor (Nischenanbieter oder lokaler 
Anbieter) vorstellbar. Anderen Einzelhandelsnutzungen werden nur geringe oder keine Markt-
chancen prognostiziert. Aus gutachterlicher Sicht kommen als Nachfolgenutzungen für den 
Bestandsmarkt primär Handwerksbetriebe mit Bedarf für einen Ausstellungsbereich (Fenster-
bau, Sanitär / Bad), Sonnenstudio, Spielothek, Abhollager bzw. Lager für ausgewählte Groß-
handelsbetriebe (z.B. Sanitärgroßhandel für Handwerksbetriebe) oder Sozialeinrichtungen mit 

 
1 Verträglichkeitsuntersuchung zur Verlagerung des PENNY-Marktes in Driedorf, Adolf-Weiss-Straße- CIMA Bera-

tung + Managament GmbH, Köln, den 07.04.2023 
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Verkauf bzw. Lager (z.B. Altkleidersammlung / -sortierung) in Betracht. Hierfür sind keine ver-
tiefenden Prüfungen erforderlich, da die Einzelhandelsnutzung in allen Fällen stark unterge-
ordnet bzw. nicht vorhanden wäre. Erforderlichenfalls könnten Einzelstellungnahmen im Rah-
men einer Bauvoranfrage abgegeben werden. 
Für ein ergänzendes Angebot im Bereich Nahrungs- und Genussmittel, was unter raumordne-
rischen Gesichtspunkten („Agglomerationsverbot“) kritisch gesehen wird, wird im Rahmen der 
Verträglichkeitsprüfung festgestellt, dass auch unter diesen getroffenen Annahmen eine we-
sentliche Auswirkung auf die Verwirklichung der Ziele der Raumordnung nicht zu erwarten 
wäre. 
In der Verträglichkeitsprüfung wird der Nachweis geführt, dass auch unter der Annahme einer 
weiteren Einzelhandelsnutzung im Bestandsmarkt keine wesentlichen Auswirkungen auf die 
Verwirklichung der Ziele der Raumordnung eintreten würden (Widerlegung der Vermutungs-
regel des § 11 Abs. 3 BauNVO). 
 
Die obere Landesplanungsbehörde folgt den Ergebnissen der Untersuchung und teilt in ihrer 
Stellungnahme vom 21.01.2025 im Rahmen der Behördenbeteiligung nach § 4 Abs. 2 BauGB 
mit, dass die mit den Zielen der Raumordnung vereinbart werden kann. 
 

3.3 Flächennutzungsplan 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist im Flächennutzungsplan als Fläche für die Land-
wirtschaft dargestellt. Im engeren Umfeld sind, entsprechend den städtebaulichen Strukturen, 
Mischbaufläche und gewerbliche Baufläche dargestellt. 
 
Bebauungspläne sind gemäß § 8 Abs. 2 BauGB aus dem Flächennutzungsplan zu entwickeln. 
Zur Wahrung des Entwicklungsgebots wird eine Änderung des Flächennutzungsplanes erfor-
derlich, die gleichzeitig mit der Aufstellung des Bebauungsplanes im Parallelverfahren durch-
geführt wird (§ 8 Abs. 3 BauGB). Neu dargestellt wird im Umfang des Bebauungsplangeltungs-
bereichs Sonderbaufläche mit der Zweckbestimmung Einzelhandel. 
 
Abbildung 5: Flächennutzungsplanänderung 
Darstellung alt Darstellung neu 
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4 Festsetzungen 

4.1 Art der baulichen Nutzung 

Anlass und Ziel des Bebauungsplanes ist es, die planungsrechtlichen Genehmigungsvorausset-
zungen für den Neubau eines Lebensmittelmarktes als Ersatz für die am Ort bestehende Ein-
richtung zu schaffen.  
Der geplante Lebensmittelmarkt ist kein großflächiger Einzelhandelsbetrieb, die Verkaufsfläche 
wird auf 800 qm begrenzt. Das Vorhaben wäre damit in einem Mischgebiet zulässig und un-
terläge so nicht den bauplanungsrechtlichen Anforderungen an großflächige Einzelhandelsvor-
haben und bedürfte nicht der Ausweisung eines Sondergebiets. Städtebaulich jedoch stellt die 
Planung einen besonderen Fall dar, weil in dem Gebiet, das zwar städtebaulich auch im Zu-
sammenhang mit den gemischten dörflichen Nutzungsstrukturen im Umfeld steht, keine an-
deren Nutzungen vorgesehen sind und auch nicht untergebracht werden können. Die Festset-
zung eines Mischgebiets mit den Anforderungen an eine ausgewogene Nutzungsmischung wä-
ren innerhalb des Geltungsbereichs nicht umzusetzen. Wohnen und Gewerbe in einem ausge-
wogenen Nebeneinander sind nicht darstellbar, sie sind vor dem Hintergrund der städtebauli-
chen Entwicklungsabsichten auch nicht gewollt.  
Um den besonderen städtebaulichen Rahmenbedingungen Rechnung zu tragen, wird die Art 
der baulichen Nutzung als Sondergebiet mit der Zweckbestimmung Einzelhandel bei Begren-
zung der zulässigen Verkaufsflächengröße festgesetzt. 
 

4.2 Maß der baulichen Nutzung, überbaubare Grundstücksflächen 

Das Maß der baulichen Nutzung wird bestimmt durch die Festsetzung einer maximal zulässigen 
Grundfläche (GRmax.) und einer maximal zulässigen Gebäudehöhe (OK Attikamax.). Damit wird 
der Rahmen für die zur Vorhabenverwirklichung erforderliche Grundfläche gesteckt. Die zuläs-
sige Grundfläche ist die Bemessungsgrundlage für das Marktgebäude als bauliche Hauptanlage 
in dem Gebiet. 
 
Stellplätze mit ihren Zufahrten werden bei der Bemessung der Grundstücksfläche ausdrücklich 
nicht mitgerechnet, sie sind als eigene Flächenfestsetzung im Bebauungsplan bestimmt. 
 
Die überbaubaren Flächen für den Lebensmittelmarkt werden durch die Festsetzung von Bau-
grenzen definiert. Die Baugrenzen bezeichnen den äußeren Rand, bis zu dem Gebäude errich-
tet werden dürfen. Sie greifen unter anderem die Planungsanforderungen auf, die sich aus 
dem Hessischen Straßengesetz ergeben. Die zukünftige Bebauung ist in einer Variantenunter-
suchung skizziert worden. Hierbei wurden die straßenrechtlichen Anforderungen (Bauverbots-
zone nach § 23 HStrG) als Maßgabe berücksichtigt. Eine Entwurfsskizze des Vorhabens zeigt, 
dass mit dem Marktgebäude dennoch ggf. kleinflächig (ca. 1,5 qm) in die Bauverbotszone 
hineingebaut werden muss. Aus städtebaulicher Sicht sind damit die straßenrechtlichen Anfor-
derungen an die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs nicht beeinträchtigt. 
 

4.3 Flächen für Stellplätze und Nebenanlagen 

Die Freiflächen im Planbereich dienen der Unterbringung der erforderlichen Stellplätze und 
untergeordneten Nebenanlagen (z.B. Hinweisschilder, Werbeanlagen, Einkaufswagenboxen). 
Zur Klarstellung, dass diese Einrichtungen nicht Teil der baulichen Hauptanlagen sind, werden 
sie als Flächenfestsetzung im Bebauungsplan aufgenommen. 
 
Geplante Stellplätze und ggf. Nebenanlagen liegen in der straßenrechtlichen Bauverbotszone. 
Nach Abstimmung mit der Straßenverkehrsbehörde wurde ein Antrag auf Unterschreitung der 
Bauverbotszone gestellt. Der Unterschreitung hat die Straßenverkehrsbehörde im Zuge des 
Beteiligungsverfahrens zum Bebauungsplan zurgestimmt. Ergänzend zur Flächenfestsetzung 
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ist auf der Grundlage dieser erteilten Zustimmung eine textliche Festsetzung mit Bezug auf 
das Hessische Straßengesetz aufgenommen. 
 

4.4 Verkehrsflächen  

Verkehrsflächen sind die Kreisstraße K 86, von der aus das Plangebiet für den Individualver-
kehr erschlossen wird und der Radweg R 8, der am nördlichen Geltungsbereich und weiter 
entlang des Ortsrandes verläuft.  
 
Innerhalb der allgemeinen Verkehrsfläche ist die neue Anbindung für das Sondergebiet ent-
sprechend den verkehrlichen und straßenrechtlichen Anforderungen herzustellen. Sie ist in 
Gegenlage zur bestehenden Einmündung der Straße Am Schützenhaus herzustellen.  
 
Der Radweg R 8 hat vor allem Bedeutung für die Naherholung und den Tourismus. Der Weg 
ist als Rad-Fußweg mit dem Verkehrszeichen 240 Gemeinsamer Geh- und Radweg beschildert. 
Er stellt gleichzeitig eine verkehrssichere und attraktive Verbindung zur Krombachtalsperre 
bzw. dem Wochenendgebiet und dem Campingplatz dar und ist für die Erreichbarkeit des 
Gebiets im nicht motorisierten Individualverkehr wichtig. 
 
Abbildung 6: Verkehrszeichen 240 Gemeinsamer Geh- und Radweg nach 

Anlage 2 StVO (Vorschriftszeichen, Bildquelle: woltersklu-
wer-online.de) 

 
 
 
 

4.5 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, 
Natur und Landschaft sowie 
Anpflanzung von Bäumen und Sträuchern. 

Im Bebauungsplan sind Festsetzungen nach § 9 Abs. 1 Nr. 20 und Nr. 25 BauGB getroffen, die 
innerhalb des Plangebiets der Vermeidung, Minimierung und der Kompensation von Eingriffen 
in Boden, Natur und Landschaft dienen. 
 
Die Bepflanzung von Parkplatzflächen dient der Minimierung der Flächenaufheizung, der Ein-
bindung des Gebiets in das Orts- und Landschaftsbild und der Schaffung kleinräumiger Le-
bensräume bzw. als Verbindungsstruktur. Aufgrund der besonderen Anforderungen an die 
Stellplätze des konkreten Vorhabens (Abstellen von Wohnmobilen und Caravans) kann nicht 
verbindlich vorgegeben werden, dass die Bäume in einem bestimmten Raster anzupflanzen 
sind. Die Zahl ergibt sich aus den zu bauenden Stellplätzen, die Anordnung der Bäume ist 
innerhalb der Grundstücksflächen im Plangebiet frei festzulegen. 
 
Als Anpassung an die Folgen des Klimawandels, als Maßnahme zur Minimierung und Kompen-
sation sowie als Bestandteil der Regenwasserbewirtschaftung ist die Begrünung der Gebäude 
festgesetzt. 
 
Die Umweltprüfung mit integrierter Grünordnung enthält die Eingriffsbilanzierung im Wert-
punkten nach der Hessischen Kompensationsverordnung. Nach der Stellungnahme der Unte-
ren Naturschutzbehörde im Rahmen der Behördenbeteiligung war eine ergänzende Bewertung 
der Flächen im Plangebiet erforderlich und die Bereitstellung einer Kompensationsfläche um 
den Eingriff in einen geschützten Lebensraumtyp (magere Flachlandmähwiese, LRT 6510) zu 
kompensieren. Diese Fläche ist als Plankarte 2 mit dem Entwicklungsziele magere Flachland-
mähwiese im Bebauungsplan festgesetzt. 
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Der erforderliche Ausgleich kann damit nicht vollständig eingriffsnah zum Planbereich erbracht 
werden. Zu der Planung wird der Ausgleich ergänzend durch Inanspruchnahme eines Ökokon-
tos erbracht. 
 

4.6 Nachrichtliche Übernahmen und Hinweise 

Redaktionelle, nachrichtliche Darstellung im Bebauungsplan ist die Bauverbotszone nach § 23 
Abs. 1 HStrG, die in der vorliegenden Planung für Stellplätze unterschritten werden darf (Zu-
stimmung durch die Straßenverkehrsbehörde im Zuge des Beteiligungsverfahrens). 
 
Darüber hinaus werden fachlich relevante Gesichtspunkte der Planung, die jedoch baupla-
nungsrechtlich oder bauordnungsrechtlich nicht festzusetzen sind, als textliche Hinweise zur 
weiteren Beachtung in der Planumsetzung aufgelistet. Diese Maßnahmen sollen in der Vorha-
benplanung berücksichtigt werden und können Gegenstand von Auflagen im Baugenehmi-
gungsverfahren werden. 
 

5 Verfahren, Berücksichtigung fachgesetzlicher und privater 
Belange 

5.1 Verfahren  

Der Bebauungsplan wird im zweistufigen Regelverfahren aufgestellt. Parallel wird gleichzeitig 
der Flächennutzungsplan geändert. 
 
Zur Identifikation fachlicher Belange wurden im Rahmen eines vorgezogenen Scopings die 
erkennbar wesentlich betroffenen Träger öffentlicher Belange angeschrieben. Aus dieser Vor-
abbeteiligung liegen Hinweise vor, die im weiteren Planungsprozess aufgegriffen sind. 
 
Mit der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit (§ 3 Abs. 1 BauGB), der frühzeitigen Beteili-
gung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange (§ 4 Abs. 1 BauGB) und der 
Abstimmung mit den Nachbargemeinden (§ 2 Abs. 2 BauGB) wurde das förmliche Beteili-
gungsverfahren aufgenommen. Diese frühzeitigen Beteiligungen dienen der weiteren Zusam-
menführung erforderlicher Informationen für die Planung und als Grundlage zur Festlegung 
der für das Planungsverfahren notwendigen Untersuchungen und Bearbeitungen. Stellungnah-
men und Rückmeldungen aus den Beteiligungen fließen in die weiteren Planbearbeitungen und 
in die Umweltprüfung ein. 
 
Als Grundlagen für die Abwägung wurden fachliche Untersuchungen durchgeführt (Potenzial-
analyse Artenschutz, Immissionsberechnungen, Umweltprüfung - Umweltbericht mit integrier-
ter Grünordnungsplanung). 
 
Mit der Veröffentlichung der Entwurfsunterlagen im Internet (Öffentlichkeitsbeteiligung nach 
§ 3 Abs. 2 BauGB) und der Behördenbeteiligung nach § 4 Abs. 2 BauGB wurde das Planaufstel-
lungsverfahren fortgesetzt. Im Rahmen dieser Beteiligung gingen Anregungen und Hinweise 
aus naturschutzfachlicher/naturschutzrechtlicher Sicht ein, die eine ergänzende Bewertung der 
Flächen im Plangebiet und die Bereitstellung einer externen Kompensationsfläche erforderlich 
machen. Die Ausgleichsfläche wurde als Festsetzung in den Bebauungsplan aufgenommen. 
Diese Ergänzung des Planentwurfs macht eine erneute Veröffentlichung im Internet und die 
erneute Einholung der Stellungnahmen erforderlich, das Planaufstellungsverfahren wird unter 
angemessener Verkürzung der Veröffentlichungsfrist nach § 4a Abs. 3 BauGB weitergeführt. 
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5.2 Wasserwirtschaft, Bodenschutz, Erschließung 

5.2.1 Gewässerschutz 

Das Plangebiet liegt in der Schutzzone III des festgesetzten Trinkwasserschutzgebiets für die 
Wassergewinnungsanlagen Mademühlen I und II, Hohenroth I und II sowie Driedorf I des 
Wasserbeschaffungsverbands (WBV) Dillkreis mit Sitz in Sinn. Die Ge- und Verbote der Schutz-
gebietsanordnung vom 15.04.2016 (StAnz. 25/2016, S. 620) sind zu beachten. 
 
Oberflächengewässer, Gewässerrandstreifen oder Überschwemmungsgebiets sind von der Pla-
nung nicht betroffen. 
 
Grundwasserschutzgebiete, Heilquellen oder Überschwemmungsgebiete sind von der Planung 
nicht betroffen. Das Plangebiet berührt keine oberirdischen Gewässer. 
 

5.2.2 Hochwasser, Starkregen 

Abbildung 7: Starkregenhinweiskarte (Ausschnitt) 

 
Bildquelle: Starkregenviewer Hessen 

 
Im Starkregenviewer des Landes Hessen sind Informationen über die Gefährdung von Gebie-
ten durch Starkregenereignisse und über potenzielle Fließpfade, die bei einem Starkregener-
eignis gefüllt werden, einsehbar.  
Das Plangebiet liegt danach, wie die Ortslage Mademühlen in einem Bereich mit hohem 
Starkregenrisiko. Die Vulnerabilität2, also das Risiko für Menschen und Einrichtungen in dem 
Bereich ist nicht erhöht 
 

 
2 In den Vulnerabilitätsindex des Starkregenviewers gingen gleichgewichtet ein: Bevölkerungsdichte (Einwohner 

pro km2), Anzahl Krankenhäuser pro km2, Anzahl industrieller und gewerblicher Anlagen pro km2, Mittlere Erosi-
onsgefahr im Straßen-Einzugsgebiet (für urbane Flächen). 
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Im Starkregenviewer sind die möglichen Fließpfade im Falle eines Starkregenereignisses mit 
Fließrichtungen dargestellt sowie die Gefährdung von Gebäuden und landwirtschaftlichen Flä-
chen. 
Danach sind die Flächen (Ist-Zustand) mit Hangneigungen von 5% bis 10% nicht gefährdet. 
Der Fließpfad folgt dem Geländeverlauf in Richtung des Radweges. Gebäude, die einer Ge-
fährdung unterliegen, sind in diesem Bereich nicht dargestellt.  
 
Abbildung 8: Fließpfadkarte (Ausschnitt) 

 
Bildquelle: Starkregenviewer Hessen 

 
Die Informationen aus dem Starkregenviewer sind in der Erschließungsplanung zu berücksich-
tigen. Im Bebauungsplan wird durch die Festsetzungen von Dachbegrünungen auf Ebene der 
städtebaulichen Planung eine Rückhaltung von Niederschlagswasser im Plangebiet auch nach 
der Bebauung vorbereitet. Anpflanzungen mit ihrem durchwurzelten Raum tragen dazu bei, 
dass Niederschlagswasser auf der Fläche verbleibt und in den Boden eindringen kann.  
 

5.2.3 Altflächen, Bodenschutz 

Nachsorgender Bodenschutz: 
Innerhalb des Plangebiets liegen keine Informationen über Altflächen vor. 
Im Bereich der nördlich anschließenden Mischbebauung befindet sich ein sanierter Altstandort 
(ehemalige Tankstelle). Darauf weist das Regierungspräsidium in seiner Stellungnahme im 
Rahmen des Scopings hin. Auch bei sanierten Altstandorten können Bodenverunreinigungen 
auftreten. Flüchtige Stoffe können sich z.B. über die Bodenluft oder mit dem Bodenwasser 
ausbreiten. Sollten im Zuge von Erdarbeiten Anhaltspunkte für das Vorliegen schädlicher Bo-
denveränderungen oder Altlasten wahrgenommen werden, sind die Bauarbeiten abzubrechen 
und der Sachstand unverzüglich beim Regierungspräsidium Gießen (Dezernat 41.1) zur Prü-
fung anzuzeigen. Das Plangebiet liegt an der nördlichen Geltungsbereichsgrenze topografisch 
bereits rd. 1 m oberhalb der Altfläche und steigt nach Süden um bis zu weitere 4 m an. Mit 
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Auswaschungen durch Grundwasser ist aus dem sanierten Altstandort ist für das Plangebiet 
nicht zu rechnen. 
 
Vorsorgender Bodenschutz: 
Vorsorgender Bodenschutz in der Bauleitplanung ist bereits über § 1a BauGB gesetzlich ver-
ankert und umfasst im Wesentlichen3 

▪ die Vorsorge gegen das Entstehen schadstoffbedingter schädlicher Bodenverände-
rungen, 

▪ den Schutz der Böden vor Erosion, Verdichtung und vor anderen nachteiligen Ein-
wirkungen auf die Bodenstruktur, 

▪ einen sparsamen und schonenden Umgang mit dem Boden, unter anderem durch 
eine Begrenzung der Flächeninanspruchnahme auf das notwendige Maß. 

 
Unvermeidbar sind im vorliegenden Bebauungsplan die mit der Errichtung neuer Gebäude und 
dem Bau von Erschließungsanlagen (Zufahrt, Stellplätze) einhergehenden Folgen wie die Ver-
änderung der Bodenstruktur, Verdichtung und Versiegelung. 
Die Schaffung und der Erhalt von Versorgungsangeboten bzw. deren Zulässigkeitsvorausset-
zungen sind eine zentrale Aufgabe der Gemeinde für die Daseinsvorsorge. Zu der Planung 
bestehen keine Standortalternativen, die mit geringeren Auswirkungen auf Grund und Boden 
verbunden wären (vgl. Abschnitt 3.1). 
In Anspruch genommen werden landwirtschaftliche Flächen (mäßig intensiv genutztes und 
mäßig artenreiches Grünland). trotz der gegebenen Nutzungseignungen (Boden mit hohem 
Ertragspotenzial) findet im Plangebiet und auf angrenzenden Flächen seit vielen Jahren keine 
ackerbauliche Nutzung statt.  
 
Durch geeignete Maßnahmen können Veränderungen der Bodenstruktur im Zuge der Baumaß-
nahmen gemindert werden. Die Bauherren sollen aus diesem Grunde zu einer bodenschonen-
den Bauausführung angehalten werden. 
Folgende Informationsbroschüren des Hess. Ministeriums für Umwelt, Klimaschutz, Landwirt-
schaft und Verbraucherschutz sind zu beachten: 
„Boden - mehr als Baugrund“ und „Boden - damit Ihr Garten funktioniert“ beide zum Download 
unter der homepage: Umwelt hessen.de. 
 
Die Belange des Bodenschutzes sind Bestandteil der Umweltprüfung und im Umweltbericht 
beschrieben.  
 

5.2.4 Erschließung 

Für die Erschließung des Gebiets sind die erforderlichen Ver- und Entsorgungsleitungen in 
Ergänzung des bestehenden Ortsnetzes neu zu verlegen. Ver- und Entsorgungsleitungen ver-
laufen in unmittelbarer Nachbarschaft zum Plangebiet. 
 
Die Entwässerung erfolgt durch Ausbau des vorhandenen Trennsystems. KFZ-Stellplätze von 
Einkaufsmärkten mit häufigen Stellplatzwechseln stellen ein höheres Risiko für Gewässerver-
unreinigungen dar. An der Übergabestelle in den kommunalen Regenwasserkanal ist deshalb 
ein Absetzschacht vorzusehen. Dachentwässerungen (Gründächer) können unbehandelt an-
geschlossen werden.  
 
Konkrete Informationen zum Wasserbedarf liegen auf Ebene des Bebauungsplans nicht vor. 
Die grundsätzliche Versorgungssicherheit ist durch die Anbindung an das örtliche Versorgungs-
netz gegeben.  
 

 
3 vgl. „Bodenschutz in der Bauleitplanung“ Arbeitshilfe des HMULV, Februar 2011 
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5.3 Verkehr 

Für die verkehrliche Erschließung ist ein Neuanschluss des Plangebiets an die Kreisstraße K 86 
erforderlich. Ein Ausbau des am Nordrand des Plangebiets verlaufenden Rad-/ Fußwegs als 
Erschließungsstraße ist nicht möglich. Hier verläuft der regional und überregional bedeutsame 
Radweg R 8. Die Einbindung eines zusätzlichen Armes in den Knoten Westerwaldstraße/ Adolf-
Weiß-Straße/ Rotdornstraße wäre verkehrlich problematisch. Darüber hinaus müsste die 
Wegeparzelle zu einer weiteren Erschließungsstraße mit ausreichend breiten, straßenbeglei-
tenden Rad- und Fußwegen ausgebaut werden. Unabhängig vom genannten baulichen Auf-
wand für einen Ausbau des vorhandenen Straßenknotens wäre die Maßnahme mit zusätzlicher 
Flächeninanspruchnahme verbunden, bereits erschlossene Grundstücke würden eine Doppel-
erschließung erhalten. Das Plangrundstück würde verkleinert und einen ungünstigeren Zu-
schnitt bekommen. Weitere Folgen wären eine Lärmbelästigung der nördlich liegenden Grund-
stücke. Im Plangebiet könnten die für das Vorhaben erforderlichen Bewegungsflächen (Anlie-
ferung) nicht dargestellt werden. 
 
Abbildung 9: Verkehrsanbindung und Grundstücksnutzung auf Bebauungsplanentwurf  

(grafische Überlagerung, unmaßstäblich) 

 
 
Das Verkehrsaufkommen auf der Kreisstraße K 86 ist gering, es wird durch das Planungsvor-
haben nicht wesentlich oder gar nicht erhöht. Die an- und abfahrenden Verkehre sind bereits 
Teil des Verkehrsaufkommens der Kreisstraße.  
Die Gewährleistung der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs auf der K 86 und der Nach-
weis der Leistungsfähigkeit der neuen Anbindung ist Bestandteil der Straßenplanung. Verkehr-
liche Anforderung ist es, die Zufahrt in das Plangebiet in Gegenlage zur Straße Am Schützen-
haus anzuordnen und mit dieser zu bündeln. 
 
Außer der erforderlichen Grundstückszufahrt besteht entlang der Kreisstraße ein Zugangs- und 
Zufahrtsverbot (Festsetzung eines Bereichs ohne Ein- und Ausfahrt im Bebauungsplan). 
 
Nach § 23 Hessisches Straßengesetz besteht zur Kreisstraße eine 20 m tiefe Bauverbotszone.  
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Das Plangrundstück ist ungünstigerweise dreieckig zugeschnitten und kann auch nicht beliebig 
vergrößert und anders zugeschnitten werden. Die Vorhabenplanung ist so ausgelegt, dass der 
Abstand zum Fahrbahnrand-Bestand der Kreisstraße 86 (20 m) mit dem Gebäude grundsätz-
lich eingehalten wird. Die zukünftige Bebauung ist in einer Variantenuntersuchung skizziert 
worden. Hierbei wurden die straßenrechtlichen Anforderungen (Bauverbotszone nach § 23 
HStrG) als Maßgabe berücksichtigt. Eine Entwurfsskizze des Vorhabens zeigt, dass mit dem 
Marktgebäude dennoch ggf. kleinflächig (ca. 1,5 qm) in die Bauverbotszone hineingebaut wer-
den muss. Aus städtebaulicher Sicht sind damit die straßenrechtlichen Anforderungen an die 
Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs nicht beeinträchtigt. 
 
Um die notwendigen Stellplätze nachweisen zu können, die in dem dreieckig zugeschnittenen 
Grundstück schwierig anzuordnen sind, wird es erforderlich, in die Bauverbotszone hineinzu-
planen. Die Verkehrsanbindung ist unter Beachtung der Hinweise der Straßenverkehrsbehörde 
Hessen Mobil in Gegenlage zur Straße „Am Schützenhaus“ angeordnet (Voruntersuchung Ver-
kehrsanschluss). 
Für die Errichtung der erforderlichen Stellplätze und eventuell untergeordnete Nebenanlagen 
ist ein Hineinbauen in die Bauverbotszone erforderlich, der die Straßenverkehrsbehörde im 
Zuge des Planungsverfahrens zugestimmt hat. Auflage ist ein Abstand von 2 m gemessen zur 
Grundstücksgrenze, was einem Abstand von mindestens 5 m zum Fahrbahnrand entspricht. 
Der Grundstücksstreifen ist zu bepflanzen und so zu gestalten, dass er nicht überfahren wer-
den kann. 
Die Unterschreitung des gesetzlichen Abstands dient dem sparsamen Umgang mit Grund und 
Boden (möglichst kompaktes Grundstück und möglichst kompakter Bebauungsplan), der Ver-
meidung einer Gebietsausdehnung in westlicher Richtung (Schutz des Vogelschutzgebiets, Ein-
haltung der Ziele der Raumordnung, Sicherung einer geordneten städtebaulichen Entwick-
lung). 
 
Für Radfahrer und Fußgänger ist die Erschließung über den Radweg R 8 gegeben, ein separa-
ter Zugang zum Grundstück ist möglich. In ca. 150 m Entfernung (ca. 3 min Fußweg) befindet 
sich in der Westerwaldstraße eine Bushaltestelle (Haltestelle „Rotdornstraße“), die von den 
Buslinien 520 und 521 des VLDW angedient wird.  
 

5.4 Immissionsschutz 

Zu der Planung wurde eine Immissionsberechnung4 durchgeführt, die die vorhabenseitig ge-
plante Gebäudeanordnung und Grundstückserschließung zur Grundlage nimmt: Andienung für 
Kunden und Lieferfahrzeuge über die Kreisstraße K 86, Anlieferbereich (Laderampe) an der 
Westseite des Gebäudes. Sie kommt in ihrem Fazit zu dem Ergebnis, dass die berechneten 
Beurteilungspegel tags und nachts die Einhaltung der Immissionsrichtwerte der TA Lärm sowie 
der Orientierungswerte der DIN 18005 an allen Immissionsorten zeigen. 
Die Bedingung der TA Lärm, wonach die Immissionsrichtwerte durch einzelne kurze Geräusch-
spitzen zur Tageszeit um maximal ΔL = 30 dB(A) und zur Nachtzeit um maximal ΔL = 20 dB 
überschritten werden dürfen, wird an allen Immissionsorten eingehalten. 
 
  

 
4 Immissionsberechnung Nr. 4129. Schalltechnisches Büro A. Pfeifer, Ehringshausen, 21.04.2022 
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Abbildung 10: Übersichtsplan Immissionsberechnung (Schalltechnisches Büro A. Pfeifer, 
21.04.2022) 

 
 

5.5 Umweltprüfung, Naturschutz, Landschaftspflege 

Die Belange des Umweltschutzes, des Naturschutzes und der Landschaftspflege sind integraler 
Bestandteil der in die städtebauliche Planung einzustellenden öffentlichen Belange. Baupla-
nungsrechtliche Grundlage ist § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB. Unter anderem sind die Erhaltungsziele 
und der Schutzzweck der Natura 2000-Gebiete iSd Bundesnaturschutzgesetzes als Belange 
definiert. Wenn also die Erhaltungsziele und Schutzzwecke eines Natura 2000-Gebiets berührt 
sind, sind sie bei der Aufstellung der Bauleitpläne zu berücksichtigen. Natura 2000-Gebiete 
haben ihre Grundlage in der Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie (FFH-RL) und der Vogelschutz-
Richtlinie (V-RL). FFH-Gebiete und Vogelschutzgebiete (VSG) bilden das Netzwerk der Natura 
2000-Gebiete. 
 
Das Gebiet der Gemeinde Driedorf liegt außerhalb der Ortslagen nahezu flächendeckend im 
Vogelschutzgebiet Nr. 5314-450 „Hoher Westerwald“. Im Eingriffsbereich und seinem nahen 
Umfeld sind Strukturen vorhanden, die Potenzial als Lebensraum oder als Teillebensraum für 
streng geschützte Arten haben. Unter Berücksichtigung dieser übergeordneten Rahmenbedin-
gungen wurden die Flächen im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens einer artenschutzrecht-
lichen Betrachtung unterzogen.  
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Eine Potenzialanalyse Artenschutz5 kommt aufgrund der vorhandenen Strukturen zu dem Er-
gebnis, dass relevante Vorkommen von Säugetieren (streng geschützte Arte bzw. hochgradig 
gefährdete Arten wie Feldhamster und Haselmaus) nicht zu erwarten sind.  
Strukturen mit Quartierspotenzial für Fledermäuse fehlen im Planbereich. Angenommen wird, 
dass das Gebiet kleiner Teil eines sehr großen Jagdgebiets ist. Artenschutzrechtliche Betrof-
fenheiten treten durch das Planungsvorhaben nicht ein. 
In Bezug auf das Vogelschutzgebiet liegt das kleine Plangebiet sehr randlich und siedlungsnah. 
Theoretisch möglich sei ein Vorkommen von Bodenbrütern. Allerdings liegt der Geltungsbe-
reich über 6 km entfernt von dem Schwerpunktgebiet für den Wiesenbrüterschutz. Zudem 
befinden sich hochwertige Grünlandbereiche außerhalb des Wirkraums des Vorhabens. Erheb-
liche Beeinträchtigungen bezüglich der Zielarten des Vogelschutzgebiets werden nicht erwartet 
und können ausgeschlossen werden. 
Das Gebiet ist durch seine Lage zwischen dem stark genutzten Rad- und Fußweg (R 8) und 
der Kreisstraße regelmäßigem Freizeitdruck ausgesetzt und durch Störungen vorbelastet. Den-
noch wird für das Gebiet in der Untersuchung ein geringes Potenzial zum Vorkommen von 
Brutvogelarten mit ungünstig-unzureichendem Erhaltungszustand und für Brutvogelarten mit 
ungünstig-schlechtem Erhaltungszustand angenommen. Die Vorortuntersuchung (Mai 2020) 
im Rahmen der Potenzialanalyse ergab keine Hinweise auf eine Nutzung des Plangebiets durch 
Brutvögel. Genutzt werden die Flächen von Vögeln aus dem angrenzenden Siedlungsbereich 
und dem weiteren Umfeld zur Nahrungssuche. Sie bilden einen kleinen Teil eines großen Nah-
rungsareals, mögliche Auswirkungen durch die bauliche Entwicklung werden als nicht erheblich 
bezeichnet. 
Eine Nutzung des Gebiets durch Amphibien als Laichgewässer-Wanderweg bzw. Landlebens-
raum wird ausgeschlossen. 
Eine intensive Begutachtung der für Reptilien relevanten Strukturen im Gebiet und seinem 
Nahbereich erbrachte keine Ergebnisse, artenschutzrechtliche Betroffenheiten streng ge-
schützter Arten treten durch das Planvorhaben nicht ein.  
Bei Begehungen im Rahmen der Potenzialanalyse (Juli, August 2020) wurden im Plangebiet 
15 Tagfalterarten nachgewiesen. Geschützte Arten nach der FFH-Richtlinie konnten nicht 
nachgewiesen werden. Das gesamte Untersuchungsgebiet (Plangebiet) hat nur eine mittlere 
Wertigkeit für die Artengruppe der Tagfalter. 
Potenziell vorkommende Arten von Käfern, Libellen und Heuschrecken sind nicht planungs-
relevant.  
In der Zusammenfassung der Potenzialuntersuchung wird festgehalten, dass erhebliche Be-
einträchtigungen bezüglich der Zielarten des Vogelschutzgebiets nicht zu erwarten sind und 
ausgeschlossen werden können. Vorsorglich wird als Maßnahme des Artenschutzes empfohlen 
die Baufeldfreimachung (Abschieben von Oberboden) auf den Zeitraum zwischen 1. Oktober 
und 28./29. Februar zu begrenzen. 
 
Die artenschutzrechtlichen Prüfungen sind Bestandteil der Umweltprüfung. Der Umweltbericht 
mit integrierter Grünordnungsplanung fasst die umweltrelevanten Belange einschließlich der 
Eingriffsreglung zusammen. Der Umweltbericht bildet gemäß § 2a BauGB einen gesonderten 
Teil der Begründung.  
 
Breiten Raum in der Planungsbearbeitung nahm die Suche nach geeigneten Ausgleichsflächen 
zur Kompensation der Eingriffe in Boden, Natur und Landschaft ein. Verschiedene Flächen in 
der Umgebung des Eingriffsgebiets wurden untersucht. Untersucht wurde insbesondere auch, 
die unmittelbar westlich angrenzenden Flächen heranzuziehen. Hier wäre eine Aufwertung 
auch mit Blick auf die Anforderungen des Vogelschutzgebiets möglich. Auch nach mehrmaligen 
Gesprächen und Verhandlungen mit den Eigentümern konnten die Grundstücke nicht erworben 
werden. 

 
5 BG NATUR, Nackenheim, Dezember 2020: Potenzialanalyse Artenschutz Teil Fauna 
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Aufgrund der Stellungnahme der Unteren Naturschutzbehörde im Rahmen der Behördenbetei-
ligung nach § 4 Abs. 2 BauGB wurde eine ergänzende Bewertung der Flächen im Plangebiet 
und die Bereitstellung einer externen Kompensationsfläche erforderlich. Nach der ursprüngli-
chen Bewertung, die anhand der Kartieranleitung „Hessische Lebensraum- und Biotopkartie-
rung (HLBK)“ und der in der Pflanzensoziologie üblichen Vorgehensweise für Grünlandaufnah-
men im Zuge der naturschutzfachlichen Bearbeitung im Rahmen der Umweltprüfung durchge-
führt wurde, waren die Flächen nicht als gesetzlich geschütztes Biotop einzustufen.  
Der Stellungnahme der UNB folgend, ist die Wiese im Plangebiet dennoch als Lebensraumtyp 
„Magere Flachlandmähwise“ zu bewerten. Für weitere Informationen wird insoweit auf den 
Umweltbericht zum Bebauungsplan verwiesen. 
Um gesetzlichen Verbotstatbeständen zu begegnen, war die Suche und Bereitstellung einer 
geeigneten Ausgleichsfläche erforderlich, auf der eine dem Eingriffsgebiet entsprechende 
Pflanzengesellschaft entwickelt wird. 
Diese Fläche ist als Plankarte 2 Bestandteil des Bebauungsplanes. Damit wurden die Voraus-
setzungen für die Beantragung einer naturschutzrechtlichen Ausnahmegenehmigung geschaf-
fen. 
 
Auf der externen Kompensationsflächen können weitere Ausgleichsmaßnahmen verwirklicht 
werden. Sie reichen jedoch nicht aus, um den Eingriff vollständig zu kompensieren. Ergänzend 
wird zur Behebung des Ausgleichsdefizits auf vorlaufende Ersatzmaßnahmen (Ökokontomaß-
nahmen Hessen-Forst) zurückgegriffen: Nutzungsverzicht in einem Buchenwald, Gemarkung 
Driedorf, Flur 13. Flurstück 6. Die Maßnahme ist mit 340.000 Biotopwertpunkten abschlussbe-
wertet. Für den Ausgleich der durch den Bebauungsplan vorbereiteten Eingriffe verbleibt nach 
der Hessischen Kompensationsverordnung ein Kompensationsbedarf von 200.176 Wertpunk-
ten für den Ausgleich in Natur, Landschaft und Boden. Ein Vertragsentwurf zur Übernahme 
der vorlaufenden Ersatzmaßnahme durch die Vorhabenträger liegt vor. 
 
Neben den planungsrechtlich zulässigen Festsetzungen mit Bodenbezug werden weitere Maß-
nahmen zum Umwelt- und Naturschutz in den Hinweisen des Bebauungsplanes aufgegriffen, 
die im Zuge der Vorhabenplanung berücksichtigt werden können und die als Auflagen in die 
Baugenehmigung aufgenommen werden können. Hierzu gehören beispielsweise Maßnahmen 
zur Vermeidung von Lichtimmissionen, von Vogelschlag an Glasflächen, Bauzeitenbeschrän-
kungen zum Schutz von Bruten/ Jungtieren oder Maßnahmen zum Bodenschutz. 
 
Aus Sicht der Naturschutzbehörde wurde im Planungsverfahren angeführt, dass im Umwelt-
bericht eine Alternativenprüfung fehle. Potenzielle andere Standorte seien zu betrachten und 
nachvollziehbar zu bewerten. Es ist ausgeführt (Abschnitt 3.1), dass aufgrund der planungs-
bezogenen Standortanforderungen und unter Berücksichtigung raumordnerischer Vorgaben 
ein anderer Standort als der im Bebauungsplan festgesetzte nicht in Betracht kommt. Daher 
erübrigen sich tiefergehende Untersuchungen von anderen Flächen. 
Im Rahmen eines Abstimmungsgesprächs wurden der Behörde anhand des Flächennutzungs-
planes und einer Luftbildkarte aufgezeigt, welche Standorte im Zuge des bereits seit 2018 
laufenden Planaufstellungsverfahrens diskutiert wurden. Bezug genommen wird dabei auch 
auf die Unterlagen zum Scoping (März/April 2018). Die mündlichen Erläuterungen zur Stand-
ortwahl waren für die Naturschutzbehörde nachvollziehbar. Zusätzliche Untersuchungen sind 
damit nicht erforderlich. 
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6 Bodenordnung 

Bodenordnende Maßnahmen im Sinne des Baugesetzbuchs werden für die Umsetzung des 
Bebauungsplanes voraussichtlich nicht erforderlich. Die für die Vorhabenverwirklichung erfor-
derlichen Grundstücke sind bzw. werden Eigentum der Vorhabenträger. 
 
Das Plangebiet ist in die nachstehend tabellarisch aufgelisteten Teilflächen gegliedert (ca.-
Angaben in Quadratmeter). 
 

  Fläche 

Teilfläche Zuordnung BauGB Fläche in ca. qm Anteil 

SO Einzelhandel § 9 Abs. 1 Nr. 1 5.795 62,7 % 

davon Anpflanzungsfläche 

(Bestandteil des Baugrundstücks) 

§ 9 Abs. 1 Nr. 25 730  

Verkehrsfläche - Straße § 9 Abs. 1 Nr. 11 2.887 31,2 % 

Verkehrsfläche - Rad-/Fußweg § 9 Abs. 1 Nr. 11 565 6,1 % 

  9.247 100 % 

Externe Kompensationsfläche § 9 Abs. 1 Nr. 20 10.750  

 
 
 


